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Tier-, Arten- und Naturschutzverbände fordern: 

Wildtierhandel und -haltung strenger regeln 
 

Handel und private Haltung von nicht-heimischen Wildtieren sind in Deutschland weitestgehend unreguliert. Die Hal-

tung nicht-heimischer Wildtiere liegt im Trend, darunter Reptilien, Affen und Großkatzen. Auf Exotenbörsen und im 

Internet kann man problemlos nicht-heimische Wildtiere kaufen, dies oftmals zu einem geringen Preis und ohne auch 

nur über grundlegende Kenntnisse zur Biologie der Tiere und deren Haltungsanforderungen zu verfügen. Unter den 

Angeboten finden sich geschützte sowie gefährliche Arten, potenziell invasive Arten und schwer zu haltende Arten – 

das angebotene Spektrum ist im steten Wandel und umfasst tausende Arten aus aller Welt. Diese Vielfalt an angebo-

tenen Tieren (vom Leguan bis zum Löwen) und die Privathaltung von exotischen Wildtieren in Deutschland bringt eine 

Vielzahl an Problemen mit sich. Viele Wildtiere haben besonders hohe Haltungsansprüche, die Privathalter kaum er-

füllen können. Ihre Anschaffung bedeutet oftmals eine langfristige Verpflichtung, die mit erheblichem Zeit- und Fi-

nanzaufwand verbunden ist. Tierheime sind immer öfter mit solchen Tieren konfrontiert, mit ihrer Pflege jedoch über-

fordert und beklagen, ebenso wie die wenigen spezialisierten Auffangstationen, dass ihre Kapazitäten längst ausge-

schöpft sind.  

Desweiteren werden manche Arten für den Heimtierhandel fast ausgerottet. Naturentnahmen für den Handel schwä-

chen die ohnehin schrumpfenden Wildbestände. Besonders bedenklich sind Importe von Arten, die im Herkunftsland 

bereits nationalen Schutzbestimmungen unterliegen, jedoch nicht international geschützt sind – sie können hierzulan-

de legal verkauft werden, auch wenn sie im Heimatland illegal gefangen wurden. Der Import von jährlich hunderttau-

senden Wildtieren birgt zudem das Risiko der Einschleppung von Krankheiten für Menschen, Wildtiere und sogenann-

te „Nutztiere“ – ein aktuelles Beispiel hierfür ist der sogenannte Salamanderfresser, ein für hiesige Salamander und 

Molche tödlicher Pilz. Der Handel ist zudem eine Quelle für potentiell invasive Arten, die heimische Wildtiere, Lebens-

räume und Ökosysteme beeinträchtigen und großen wirtschaftlichen Schaden anrichten. 

 

    

 
 
 
 

   

    

    



Um die mit der privaten Haltung nicht-heimischer Wildtiere verbundenen vielfältigen artenschutzrechtlichen, ge-

sundheitlichen (für Mensch und Tier) und tierschutzrelevanten Risiken zu minimieren, sind effektive rechtliche 

Maßnahmen national und auf europäischer Ebene dringend erforderlich. Die unterzeichnenden Tier- und Natur-

schutzverbände fordern deshalb die Bundesregierung zu folgenden konkreten Schritten auf: 

 

1. Es soll bundeseinheitlich und rechtsverbindlich geregelt werden, dass nur noch Tiere gehalten und gehandelt 

werden dürfen, die mit Blick auf Tier-, Natur- und Artenschutz sowie auf Gesundheit und öffentliche Sicher-

heit für eine private Haltung geeignet sind. Um ein solches Tier kaufen und halten zu können, muss ein 

Sachkundenachweis verpflichtend sein.  

 

2. Der Verkauf von Wildtieren auf Börsen ist abzulehnen. Insgesamt muss der Verkauf von Tieren auf Börsen in 

einer rechtsverbindlichen, bundeseinheitlichen Verordnung geregelt werden. Diese stellt sicher, dass nur re-

gionale Anbieter zugelassen sind, gewerbliche Händler ausgeschlossen werden, nur Nachzuchten bzw. keine 

Wildfänge und nur Tiere angeboten werden, deren Wohlbefinden durch das Anbieten auf einer Börse nicht 

beeinträchtigt wird. Das Tierwohl muss u.a. durch Vorschriften für Präsentations- und Transportbehältnisse, 

die nicht unterhalb derer für den Zoofachhandel liegen, sowie eine durchgehende Überwachung durch Amts-

tierärzte und von der Behörde berufene spezialisierte, weisungsbefugte Tierärzte sichergestellt werden. 

 

3. Der Verkauf von lebenden Tieren über das Internet sowie der Versand muss unterbunden werden. Ausge-

nommen werden können Tierheime und Auffangstationen, die ihre Tiere im Internet präsentieren, aber vor 

Ort vermitteln. Nur dann ist der Vollzug tier- und artenschutzrechtlicher Bestimmungen kontrollierbar. 

 

4. Wir fordern einen nationalen Vorstoß Deutschlands, um ein Importverbot für Wildfänge auf EU-Ebene anzu-

stoßen. In der EU gilt bereits seit 2005 ein Einfuhrverbot für Wildvögel, das zu einem massiven Rückgang der 

weltweiten Wildentnahmen geführt und Millionen Vögeln das Leben gerettet hat. Ein solches Importverbot 

muss auch auf andere Artengruppen ausgeweitet werden, um Tierbestände in Herkunftsländern zu schützen 

und die Einschleppung von invasiven Arten und gefährlichen Krankheitserregern zu verhindern. Es hat sich in 

der Praxis gezeigt, dass letztlich auch hiesige Halter und Züchter davon profitierten. 
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